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Die negative Feststellungsklage als prozessuale
Strategie im Drittstaatenverkehr – Rechtshängig-
keit, Zustellung und Vollstreckung außerhalb
der EU

Infolge der Globalisierung gehören grenzüberschrei-
tende Geschäftsbeziehungen für viele deutsche Un-
ternehmen zum Geschäftsalltag. Während der inner-
europäische Rechtsverkehr durch die Brüssel-Ia-Ver-
ordnung (EuGVVO) sowie ergänzende Übereinkom-
men weitgehend harmonisiert ist, kann die prozes-
suale Durchsetzung von Ansprüchen gegenüber Ver-
tragspartnern mit Sitz in Drittstaaten Unternehmen
und ihre Rechtsberater weiterhin vor erhebliche He-
rausforderungen stellen. Insbesondere wenn keine
multi- oder bilateralen Abkommen über die gegen-
seitige Anerkennung und Vollstreckung von Ge-
richtsurteilen existieren, ergeben sich regelmäßig
komplexe Fragestellungen hinsichtlich der Wahl des
richtigen Gerichtsstands, der Rechtshängigkeit par-
alleler Verfahren sowie der Durchsetzbarkeit etwai-
ger Titel. Eine frühzeitige Auseinandersetzung mit
diesen Fragestellungen ist nicht nur für eine erfolg-
reiche Durchsetzung eigener Ansprüche essenziell,
sondern auch zum Schutz vor potenziell kostspieli-
gen und langwierigen Klageverfahren im Ausland.

I. Einleitung

Viele deutsche Unternehmen sind mit ihren Geschäftstätig-
keiten im (außereuropäischen) Ausland äußerst erfolgreich.
Dass solche Geschäftsaktivitäten naturgemäß auch spezifi-
schen Risiken unterliegen, findet nicht immer die erforderli-
che Beachtung. Ein häufig unterschätztes Risiko besteht in

den Schwierigkeiten der Rechtsverfolgung und Rechts-
durchsetzung.

Eine typische Konstellation aus der Beratungspraxis ver-
deutlicht diese Problematik: Ein deutsches Unternehmen er-
bringt gegenüber einem in einem Drittstaat (hier: Dubai in
den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE)) ansässigen
Vertragspartner Leistungen im Wert von mehreren Millio-
nen Euro. Nach Erbringung der vertraglich geschuldeten
Leistung fordert das deutsche Unternehmen die vereinbarte
Vergütung. Der ausländische Vertragspartner bestreitet die
Fälligkeit der Forderung und behauptet seinerseits Scha-
densersatzansprüche wegen angeblicher Leistungsmängel.
Die allgemeinen Geschäftsbedingungen des deutschen Un-
ternehmens sehen die ausschließliche Zuständigkeit deut-
scher Gerichte vor, enthalten jedoch eine Öffnungsklausel,
die einseitig dem deutschen Unternehmen das Recht ein-
räumt, den Vertragspartner auch an dessen allgemeinem Ge-
richtsstand (d.h. vor den zuständigen Gerichten in den VAE)
zu verklagen.

Nachstehend wird die prozessuale Ausgangslage derartiger
Sachverhaltskonstellationen analysiert und insbesondere die
Rolle der negativen Feststellungsklage als prozessstrategi-
sches Instrument näher erläutert. Dabei werden die Beson-
derheiten im Verhältnis zu Nicht-EU-Staaten beleuchtet, die
aus einem Fehlen harmonisierter Rechtshängigkeits- und
Anerkennungsregeln resultieren können. Insofern können
nur einige Fragestellungen der komplexen Thematik ange-
rissen werden. Zu beachten ist, dass die rechtliche Beurtei-
lung auch durch die Rechtslage im betroffenen ausländi-



schen Staat geprägt wird. Aufgrund der in grenzüberschrei-
tenden Fällen komplexen Rechtslage suchen beide Parteien
in der Praxis oftmals nach strategischen Spielräumen zum
Schutz der eigenen Rechtsposition, also entweder zum
Schutz der Durchsetzung von Ansprüchen oder zum Schutz
vor gegnerischen Ansprüchen.

II. Ausgangslage im Drittstaatenverkehr

1. Asymmetrische Gerichtsstandsvereinbarungen

Als „asymmetrisch“ wird eine Gerichtsstandsvereinbarung
bezeichnet, wenn die Gerichtsstandsvereinbarung einen aus-
schließlichen Gerichtsstand festlegt und zudem einer der
Parteien die Möglichkeit gewährt, Klage vor jedem anderen
zuständigen Gericht zu erheben. Derartige Gerichtsstands-
vereinbarungen sind im internationalen Geschäftsverkehr
gängige Praxis und werden regelmäßig auch von deutschen
Unternehmen in Verträge aufgenommen. Sie dienen dann
dazu, deutschen Unternehmen die Wahl des für das Unter-
nehmen günstigsten Forums zu ermöglichen, während der
ausländische Vertragspartner auf einen bestimmten Ge-
richtsstand beschränkt wird. Nach deutscher Rechtspre-
chung können asymmetrische Gerichtsstandsvereinbarun-
gen Gegenstand individueller Parteivereinbarung sein und
auch in AGB aufgenommen werden.1

Im zuvor dargestellten Beispielsfall folgt aus der Gerichts-
standsklausel Folgendes: Das deutsche Unternehmen kann
sowohl vor deutschen Gerichten als auch vor den Gerichten
am Sitz des Vertragspartners (VAE) klagen, während der
ausländische Vertragspartner ausschließlich auf den verein-
barten deutschen Gerichtsstand verwiesen ist. Diese Klausel
ist also sogar etwas enger formuliert als manche asymmetri-
sche Gerichtsstandsklauseln.

Die praktische Relevanz dieser Klauselgestaltung wird ins-
besondere bei Betrachtung der Vollstreckungsmöglichkeiten
deutlich: Das deutsche Unternehmen könnte zwar ein deut-
sches Urteil (z.B. auf Zahlung des Kaufpreises) gegen den
im Drittstaat (hier VAE) ansässigen Vertragspartner ver-
gleichsweise leicht und kostengünstig in der vertrauten deut-
schen Rechts- und Sprachumgebung erwirken. Je nachdem,
ob ein Vollstreckungsabkommen besteht oder nicht und das
Recht am Unternehmenssitz des Vertragspartners eine Voll-
streckung ausländischer Titel leicht ermöglicht oder nicht,
können jedoch Probleme hinsichtlich der Vollstreckbarkeit
des deutschen Urteils im Ausland auftreten. Dies wäre etwa
mangels Verbürgung der Gegenseitigkeit im Verhältnis zu
den VAE der Fall. Damit kann der deutsche Titel im Ergeb-
nis praktisch wertlos sein, wenn dieser in der Heimatjuris-
diktion des Vertragspartners (Schuldners) nicht vollstreck-
bar ist (angenommen es gibt in keinem anderen Land be-
kannte Vermögenswerte des Vertragspartners). Hier erweist
sich die Öffnungsklausel als vorteilhaft für das deutsche Un-
ternehmen, weil es unmittelbar auch vor den Gerichten am
Ort des Vertragspartners klagen kann.

2. Fehlende Harmonisierung im Drittstaatverhältnis

Anders als im Anwendungsbereich der Brüssel-Ia-VO2 fehlt
es im Verhältnis zu Drittstaaten an einer einheitlichen Rege-
lung der internationalen Zuständigkeit und der Anerken-
nung ausländischer Entscheidungen. Stattdessen sind die au-
tonomen Regelungen der jeweils angerufenen nationalen
Rechtsordnungen maßgeblich. Dies hat zur Folge, dass in
grenzüberschreitenden Sachverhaltskonstellationen beide

Gerichte – das deutsche und das drittstaatliche – sich glei-
chermaßen für zuständig erklären können, ohne dass dies
zwingend zu einer wechselseitigen Sperrwirkung führen
muss. Ergebnis kann ein faktischer „Zwei-Fronten-Prozess“
sein, bei dem beide Parteien gezwungen sein können, pa-
rallel in zwei Jurisdiktionen zu prozessieren mit entspre-
chendem Kostenrisiko und der Gefahr widersprüchlicher
Entscheidungen. Dieses Szenario gilt es prozessstrategisch
zu vermeiden oder zumindest zu kontrollieren. Dies setzt
ein entsprechendes Problembewusstsein auf Seiten der Ver-
tragsparteien voraus. Idealerweise sollte die Durchsetzbar-
keit möglicher Ansprüche bereits im Rahmen der Vertrags-
gestaltung geprüft werden, um die Interessen der Parteien
präventiv bestmöglich zu schützen.

III. Prozessuale Ausgangsposition im Verhältnis
zu Nicht-EU-Gerichten

1. Deutsche internationale Zuständigkeit

Befindet sich der Sitz des Beklagten nicht im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats der EU, so bestimmt sich gemäß Art. 6
Brüssel-Ia-VO vorbehaltlich der Art. 18 Abs. 1, 21 Abs. 2
und der Art. 24 und 25 Brüssel-Ia-VO die Zuständigkeit der
Gerichte eines jeden Mitgliedstaats nach dessen eigenem
(autonomen) Recht.

Die internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte im Ver-
hältnis zu Drittstaaten richtet sich demnach grundsätzlich
nach den §§ 12ff. ZPO3. In der eingangs dargestellten Kon-
stellation besteht allerdings eine Gerichtsstandsvereinba-
rung zugunsten deutscher Gerichte, die grundsätzlich die in-
ternationale Zuständigkeit deutscher Gerichte begründen
kann. Die Zulässigkeit und Form einer derartigen Klausel ist
in Art. 25 Brüssel-Ia-VO geregelt. Nach Art. 25 Abs. 1
Satz 1 Brüssel-Ia-VO sind die Gerichte eines Mitgliedstaats
zuständig, wenn die Parteien – unabhängig von ihrem
Wohnsitz – vereinbart haben, dass diese über eine bereits
entstandene oder eine künftige, aus einem bestimmten
Rechtsverhältnis herrührende Streitigkeit entscheiden sol-
len. Dies gilt, sofern die Gerichtsstandsvereinbarung nach
dem Recht des betreffenden Mitgliedstaats nicht materiell
unwirksam ist. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbart
haben, begründet eine Gerichtsstandsvereinbarung die aus-
schließliche Zuständigkeit des Gerichts oder der Gerichte
dieses Mitgliedstaats (Art. 25 Abs. 1 S. 2 Brüssel-Ia-VO).

Die Wirksamkeit einer entsprechenden Klausel sollte bereits
im Stadium der Vertragsgestaltung geprüft werden.

Die im Beispielsfall vorgesehene Gerichtsstandsklausel
sieht die ausschließliche Zuständigkeit deutscher Gerichte
vor. Gleichzeitig gewährt sie dem deutschen Unternehmen
die Möglichkeit, den Vertragspartner an dessen allgemei-
nem Gerichtsstand in den VAE zu verklagen.

Die Zulässigkeit dieser Klausel insbesondere in Bezug auf
ihre (vermeintliche) Unausgewogenheit ist von dem angeru-
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1 BGH, Beschluss v. 15.6.2021 – II ZB 35/20, NZG 2021, 1083 ff.; OLG
München, Beschluss v. 12.12.2024 – 19 U 1449/24e, BKR 2025, 417 ff.;
interessant in diesem Kontext auch EuGH, Urteil v. 27.2.2025 – C-537/
23 (Società Italiana Lastre SpA (SIL)/Agora SARL), NJW 2025, 1933
(dazu ausführlicher auch später in diesem Beitrag).

2 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des EUROPÄISCHEN PARLA-
MENTS UND DES RATES vom 12.12.2012 über die gerichtliche Zu-
ständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen in Zivil- und Handelssachen; dazu: Becker-Eberhard, MüKo ZPO,
7. Aufl. 2025, § 261 Rn. 73.

3 Heinrich, Musielak/Voit, ZPO, 23. Aufl. 2026, § 12 Rn. 17.



fenen deutschen Gericht abweichend vom Wortlaut der
Vorschrift (Art. 25 Abs. 1 S. 1 Brüssel-Ia-VO) nach der
Rechtsprechung des EuGH4 nicht nach deutschem Recht,
sondern anhand eigenständiger Kriterien, die sich aus
diesem Art. ergeben, zu beurteilen. Demnach ist auch
eine asymmetrische Gerichtsstandsvereinbarung, nach der
eine Partei ausschließlich das darin bezeichnete Gericht
anrufen kann, während der anderen Partei daneben die
Möglichkeit eingeräumt wird, auch jedes andere zustän-
dige Gericht anzurufen, grundsätzlich wirksam, sofern
sie

– die Gerichte eines oder mehrerer Staaten bezeichnet, die
entweder Mitglieder der Europäischen Union oder Ver-
tragsstaaten des am 30.10.2007 unterzeichneten Überein-
kommens über die gerichtliche Zuständigkeit und die An-
erkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zi-
vil- und Handelssachen sind, dessen Abschluss im Namen
der Europäischen Gemeinschaft durch den Beschluss
2009/430/EG des Rates vom 27.11.2008 genehmigt
wurde,

– objektive Kriterien nennt, die so genau sind, dass das an-
gerufene Gericht feststellen kann, ob es zuständig ist, und

– nicht gegen die Art. 15, 19 oder 23 der Brüssel-Ia-Verord-
nung verstößt und nicht von einer ausschließlichen Zu-
ständigkeit nach Art. 24 der Brüssel-Ia-Verordnung ab-
weicht.5

Problematisch dabei ist, dass nach der Rechtsprechung
des EuGH6 grundsätzlich nur solche „anderen Gerichte“
in Betracht kommen, die sich in den Mitgliedstaaten der
EU oder des Lugano-II-Übereinkommens befinden. An-
dernfalls verstieße die Klausel gegen die Brüssel-Ia-Ver-
ordnung. Diese Gerichtsstandsvereinbarung würde dann
nämlich die in den Erwägungsgründen 15 und 16 dieser
Verordnung genannten Ziele der Vorhersehbarkeit, der
Transparenz und der Rechtssicherheit missachten, da es
das Unionsrecht für sich genommen nicht erlauben wür-
de, die zuständigen Gerichte zu bezeichnen, da diese Be-
zeichnung gegebenenfalls von der Anwendung der Vor-
schriften des internationalen Privatrechts von Drittländern
abhinge. In einem solchen Fall bestünde eine erhöhte
Gefahr von Kompetenzkonflikten, die der Rechtssicher-
heit abträglich wären, da die Anwendung dieser nationa-
len Vorschriften zu voneinander abweichenden Lösungen
führen könnte.7

Im konkreten Beispielsfall ist allerdings zu bedenken,
dass – anders als im EuGH-Fall, dessen zugrunde liegen-
der Sachverhalt auf jedes Gericht im Ausland Bezug ge-
nommen hat – im hiesigen Beispielsfall nicht allgemein
auf jedes andere zuständige Gericht, sondern lediglich
auf das am allgemeinen Gerichtsstand des Vertragspart-
ners liegende Gericht rekurriert wird. Insoweit dürfte
dem Erfordernis der Vorhersehbarkeit, Transparenz und
Rechtssicherheit hinreichend Rechnung getragen sein,
auch wenn sich die dadurch begründete Zuständigkeit
nach der Lex Fori des allgemeinen Gerichtsstands des
Vertragspartners richtet. Anders als in dem dem EuGH
zugrunde liegenden Sachverhalt kommt hier grundsätz-
lich nur eine (andere) Rechtsordnung in Betracht, sodass
der vom EuGH befürchtete Kompetenzkonflikt nicht zu
erwarten ist.

Vor diesem Hintergrund gehen wir (auch für die Zwecke die-
ses Beitrags) von der Zulässigkeit und Wirksamkeit der Bei-
spielsklausel aus.

2. Zuständigkeitsregeln im Drittstaat

In grenzüberschreitenden Sachverhaltskonstellationen ist je-
doch zu beachten, dass die Gerichte in Drittstaaten nicht
zwingend vertraglich vereinbarten Zuständigkeitsvereinba-
rungen folgen. Zwar werden Gerichtsstandsvereinbarungen
vielfach anerkannt, jedoch besteht in manchen Rechtsord-
nungen ein richterlicher Ermessensspielraum. Das ist bspw.
in den VAE der Fall.

Praktische Folge ist, dass trotz vertraglicher Vereinbarung
einer Gerichtsstandsklausel zugunsten deutscher Gerichte
nicht immer auszuschließen ist, dass ein angerufenes dritt-
staatliches Gericht eine Klage eines ausländischen Vertrags-
partners gegen ein deutsches Unternehmen für zulässig er-
achtet, obwohl zugunsten des ausländischen Vertragspart-
ners keine Öffnungsklausel zugunsten seiner Heimatjuris-
diktion vereinbart wurde.

Es empfiehlt sich daher, bereits bei Vertragsschluss zu prü-
fen, wie die Gerichte der potenziell in Betracht kommenden
Jurisdiktionen mit Gerichtsstandsvereinbarungen umgehen.

IV. Anerkennung und Vollstreckung

1. Fehlendes EU-Anerkennungsregime

Im Gegensatz zum innereuropäischen Rechtsverkehr, wo
die Brüssel-Ia-VO ein einheitliches Anerkennungs- und
Vollstreckungsregime vorsieht, müssen im Verhältnis zu
Drittstaaten die autonomen Anerkennungsvorschriften der
jeweiligen Rechtsordnung beachtet werden, sofern kein ent-
sprechendes zwischenstaatliches Abkommen besteht. In
Deutschland richtet sich die Anerkennung ausländischer Ur-
teile nach § 328 ZPO.

2. Anerkennungsvoraussetzungen in Deutschland

Ausländische Urteile sind in Deutschland grundsätzlich an-
erkennungsfähig. Gemäß § 328 ZPO wird ein ausländisches
Urteil in vermögensrechtlichen Angelegenheiten in
Deutschland nur dann nicht anerkannt, wenn

– die Gerichte des Staates, dem das ausländische Gericht
angehört, nach den deutschen Gesetzen nicht zuständig
sind;

– dem Beklagten, der sich auf das Verfahren nicht eingelas-
sen hat und sich hierauf beruft, das verfahrenseinleitende
Dokument nicht ordnungsmäßig oder nicht so rechtzeitig
zugestellt worden ist, dass er sich verteidigen konnte;

– das Urteil mit einem in Deutschland erlassenen oder ei-
nem anzuerkennenden früheren ausländischen Urteil oder
das ihm zugrunde liegende Verfahren mit einem früher in
Deutschland rechtshängig gewordenen Verfahren unver-
einbar ist;

– die Anerkennung des Urteils zu einem Ergebnis führt, das
mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts of-
fensichtlich unvereinbar ist, insbesondere wenn die Aner-
kennung mit den Grundrechten unvereinbar ist;

– die Gegenseitigkeit nicht verbürgt ist.
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4 EuGH, Urteil v. 27.02.2025 – C-537/23 (Società Italiana Lastre SpA
(SIL)/Agora SARL), NJW 2025, 1933.

5 EuGH, Urteil v. 27.02.2025 – C-537/23 (Società Italiana Lastre SpA
(SIL)/Agora SARL), NJW 2025, 1933.

6 EuGH, Urteil v. 27.02.2025 – C-537/23 (Società Italiana Lastre SpA
(SIL)/Agora SARL), NJW 2025, 1933, 1937, Rn. 60.

7 EuGH, Urteil v. 27.02.2025 – C-537/23 (Società Italiana Lastre SpA
(SIL)/Agora SARL), NJW 2025, 1933, 1937, Rn. 61.



Sofern sich im konkreten Beispielsfall also das von der aus-
ländischen Partei angerufene ausländische Gericht nach
dem dort geltenden Recht für zuständig erklärt und in der
Sache entscheidet, ist für die Anerkennung des Urteils in
Deutschland gemäß § 328 Abs. 1 Nr. 1 ZPO zu prüfen, ob
das ausländische Gericht auch nach deutschem Recht inter-
national8 zuständig gewesen wäre. Auf die örtliche Zustän-
digkeit kommt es nicht an.9 Zu prüfen ist auch nicht, ob das
ausländische Gericht „sein“ Recht zutreffend angewendet
hat.10

Die Gerichtsstandsklausel sieht hier vor, dass für Klagen der
ausländischen Partei die Gerichte in Deutschland aus-
schließlich zuständig gewesen wären. Eine parallele Zustän-
digkeit der Heimatgerichte der ausländischen Partei ist da-
mit nach deutschem Recht ausgeschlossen. Damit bestehen
also erhebliche Zweifel an der Anerkennungsfähigkeit der
ausländischen Entscheidung in Deutschland. Ein etwaiges
für die deutsche Partei negatives ausländisches Urteil wäre
folglich in Deutschland nicht anzuerkennen und somit auch
nicht vollstreckbar.

Für Urteile aus Drittstaaten ist die Gegenseitigkeitsvoraus-
setzung häufig problematisch: Nach § 328 Abs. 1 Nr. 5 ZPO
ist eine Anerkennung ausgeschlossen, „wenn die Gegensei-
tigkeit nicht verbürgt ist“. Eine ausländische Entscheidung
wird in Deutschland also nur dann anerkannt, wenn umge-
kehrt auch eine entsprechende deutsche Entscheidung unter
vergleichbaren Voraussetzungen anerkannt werden würde.11

Die erforderliche Gegenseitigkeit muss sich nicht auf die
Vollstreckung sämtlicher Urteile deutscher Gerichte in dem
betreffenden Staat erstrecken. Es genügt vielmehr, dass sie
für Urteile verbürgt ist, deren Inhalt dem des in Deutschland
zu vollstreckenden ausländischen Urteils entspricht (sog.
partielle Verbürgung).12 Das Gegenseitigkeitserfordernis
wird allerdings nicht streng angewendet. Hängt die Aner-
kennung deutscher Entscheidungen auch im Urteilsstaat von
einer Verbürgung der Gegenseitigkeit ab, und besteht dort
keine Rechtsprechung hinsichtlich der Anerkennung deut-
scher Entscheidungen, sollte grundsätzlich von einer Gegen-
seitigkeit ausgegangen werden, um eine Patt-Situation zu
vermeiden.13

Im Verhältnis zu den Gerichten im so genannten Mainland
der VAE ist die Gegenseitigkeit nicht verbürgt.14 Nach emi-
ratischem Recht ist dazu in der Regel ein entsprechendes
Abkommen erforderlich. Ein solches besteht jedoch im Ver-
hältnis zu Deutschland nicht.

3. Autonomes Anerkennungsrecht des Drittstaats

Aus Sicht eines deutschen Unternehmens ist auch relevant,
ob ein vor einem deutschen Gericht gegen einen im Dritt-
staat ansässigen Schuldner erwirktes Urteil dort anerkannt
und vollstreckt werden könnte. Viele Drittstaaten kennen
ebenfalls das Institut der Anerkennung ausländischer Ge-
richtsurteile („recognition of foreign judgments“), wenden
insofern aber unterschiedliche Maßstäbe an bzw. normieren
unterschiedliche Voraussetzungen. In der Praxis werden
deutsche Urteile derzeit in vielen Drittstaaten ebenfalls
mangels Verbürgung der Gegenseitigkeit nicht anerkannt.

Selbst ein gegen einen ausländischen Vertragspartner vor
deutschen Gerichten erwirktes Leistungsurteil wäre daher
im Drittstaat als dem Ort, wo sich in der Regel die wesentli-
chen Vermögenswerte des ausländischen Vertragspartners
befinden, häufig nicht anerkennungsfähig und vollstreckbar.
Dies unterstreicht, dass es für deutsche Unternehmen häufig

erforderlich ist, Ansprüche unmittelbar vor den Gerichten
am Sitz des Schuldners geltend zu machen, um einen unein-
geschränkt vollstreckbaren Titel zu erlangen.15

V. Die negative Feststellungsklage zur
Verhinderung einer Drittstaaten-Klage

1. Zweck und Funktion

Im eingangs vorgestellten Beispielsfall besteht für den aus-
ländischen Vertragspartner angesichts der vertraglich ver-
einbarten Gerichtsstandsklausel die Möglichkeit, durch ge-
schickte Prozessstrategie zu versuchen, das deutsche Unter-
nehmen in ein Klageverfahren vor deutschen Gerichten zu
zwingen, um eine Klage auf Zahlung des Kaufpreises des
deutschen Unternehmens im Drittstaat zu verhindern. Pro-
zessuales Instrument hierzu kann die negative Feststellungs-
klage sein. In der Praxis wird die negative Feststellungsklage
häufiger zur Abwehr unberechtigter Ansprüche eingesetzt.

Die negative Feststellungsklage gemäß § 256 Abs. 1 ZPO ist
eine besondere Form der Feststellungsklage und dient der
gerichtlichen Feststellung, dass ein vom Gegner behauptetes
Rechtsverhältnis nicht besteht.16 Mit einer negativen Fest-
stellungsklage würde also im eingangs aufgeführten Bei-
spielsfall die Feststellung begehrt, dass der vom deutschen
Unternehmen behauptete Anspruch auf Zahlung des Kauf-
preises nicht besteht.17 Im Beispielsfall läge für den auslän-
dischen Vertragspartner der prozessstrategische Vorteil da-
rin, dass das deutsche Unternehmen gezwungen wäre, sich
in einem Verfahren vor deutschen Gerichten zu verteidigen.
Gleichzeitig würde der ausländische Vertragspartner versu-
chen, durch dieses Vorgehen ein Verfahren in seiner Heimat-
jurisdiktion zu verhindern oder zumindest zu verzögern und
dem deutschen Unternehmen die Möglichkeit zur einfachen
Vollstreckung im Heimatland des Schuldners, in dem sich
oftmals die wesentlichen Vermögensgegenstände befinden,
potenziell dauerhaft oder jedenfalls vorübergehend zu ver-
wehren.

Andererseits kann je nach Sachverhaltskonstellation eine
negative Feststellungsklage am vertraglich vereinbarten
deutschen Gerichtsstand auch aus der Sicht eines deutschen
Unternehmens eine geeignete Strategie sein, um eine Klage
gegen das deutsche Unternehmen vor einem ausländischen
Gericht zu verhindern bzw. im Erfolgsfalle der Vollstreck-
barkeit eines etwaigen ausländischen Urteils entgegenzutre-
ten. Denn die Anerkennung ausländischer Entscheidungen
wird gemäß § 328 Abs. 1 Nr. 3 ZPO in Deutschland auch
dann verweigert, wenn das Urteil mit einem in Deutschland
erlassenen Urteil oder das ihm zugrunde liegende Verfahren
mit einem früher in Deutschland rechtshängig gewordenen
Verfahren unvereinbar ist. Unvereinbar sind Urteile nicht
nur bei identischem Streitgegenstand, sondern auch bei Kol-
lision hinsichtlich präjudizieller Feststellungen.18 Dies gilt
auch dann, wenn die Rechtshängigkeit im Ausland erst nach
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Eintritt der Rechtshängigkeit in Deutschland begründet wur-
de, das ausländische Urteil jedoch früher ergangen ist. In
diesem Fall hat das ausländische Gericht jedoch seinerseits
die deutsche Rechtshängigkeit missachtet.19 In diesem Fall
wäre das Urteil ohnehin gemäß § 328 Abs. 1 Nr. 3 Alt. 2
ZPO nicht anzuerkennen.

Eine negative Feststellungsklage am vertraglich vereinbar-
ten deutschen Gerichtsstand bietet sich aus der Sicht eines
deutschen Unternehmens insbesondere dann an, wenn das
ausländische Recht oder aber die gerichtliche Entschei-
dungsfindung wenig vorhersehbar ist, ein Verfahren im Aus-
land mit erheblichen Kosten oder Aufwand (bspw. Berater-
und Verfahrenskosten sowie Übersetzungskosten) verbun-
den wäre oder erfahrungsgemäß sehr lange dauern würde
und daher erhebliche Ressourcen des deutschen Unterneh-
mens bündeln oder die Rechtsposition nachhaltig gefährden
würde.

Nachteilig wäre dann allerdings, dass sich der ausländische
Vertragspartner gezwungen sehen könnte, auf die negative
Feststellungsklage in Deutschland mit einer gegenteiligen
positiven Leistungsklage zu reagieren, anstatt seinen An-
spruch vor seinen Heimatgerichten geltend zu machen. Dies
hätte zur Folge, dass ein etwaiges negatives Urteil aus Sicht
des deutschen Unternehmens unmittelbar vollstreckbar wä-
re. Die „Verteidigungslinie“ der Anerkennung des ausländi-
schen Urteils nach § 328 ZPO entfiele in einem solchen Fall.
Vor diesem Hintergrund sind die mit einem solchen Vorge-
hen verbundenen Vor- und Nachteile im Einzelfall gegenein-
ander abzuwägen.

2. Entgegenstehende anderweitige Rechtshängigkeit

Im Kontext von negativen Feststellungsklagen wird oft zu
raschem Handeln geraten. Grund hierfür ist, dass eine Situa-
tion vermieden werden soll, in der sich die Gegenseite er-
folgreich auf eine entgegenstehende anderweitige interna-
tionale Rechtshängigkeit berufen kann. Entgegenstehende
internationale Rechtshängigkeit tritt ein bei Parteienidenti-
tät in beiden Verfahren, identischem Streitgegenstand (nicht
notwendigerweise formale Identität der Anträge, sondern
„Kernpunkt der Streitigkeiten“) und Eintritt der ausländi-
schen Rechtshängigkeit vor Rechtshängigkeit bei einem
deutschen Gericht.20 Insofern ist auch zu beachten, dass eine
anderweitige Rechtshängigkeit des Streitgegenstandes im
Ausland für das innerstaatliche Verfahren nur beachtlich ist,
wenn mit der Anerkennung der vom ausländischen Gericht
zu treffenden Entscheidung zu rechnen ist, also eine positive
Anerkennungsprognose getroffen werden kann.21

Mit wirksamer Zustellung einer Klage tritt nach deutschem
Rechtsverständnis Rechtshängigkeit ein.22 Soll die negative
Feststellungsklage also erfolgreich eingesetzt werden, um
ein Klageverfahren vor einem ausländischen Gericht zu ver-
meiden bzw. dessen Anerkennungsfähigkeit zu verhindern,
muss die negative Feststellungsklage u.a. ordnungsgemäß
zugestellt werden. Im eingangs dargestellten Ausgangsfall
müsste der ausländische Vertragspartner, der eine negative
Feststellungsklage vor einem deutschen Gericht erhebt, zu-
nächst sicherstellen, dass die Klage dem deutschen Unter-
nehmen wirksam zugestellt wird. Dies dürfte in der Praxis
regelmäßig keine nennenswerten Schwierigkeiten bereiten.
Im umgekehrten Fall, in dem ein deutsches Unternehmen
eine negative Feststellungsklage vor einem deutschen Ge-
richt gegen einen ausländischen Vertragspartner erhebt,
muss es sicherstellen, dass die Klage dem Beklagten im

Ausland ordnungsgemäß zugestellt wird. Dies kann mit er-
heblichen praktischen Herausforderungen verbunden sein:

a) Zustellung von Klagen in Nicht-EU-Staaten

Die Zustellung gerichtlicher Schriftstücke in Drittstaaten er-
folgt entweder über das Haager Zustellungsübereinkommen
(HZÜ) vom 15.11.1965 oder auf diplomatisch-konsulari-
schem Weg. Die Bundesrepublik Deutschland ist dem HZÜ
beigetreten.23 Viele Drittstaaten sind Vertragspartei des
HZÜ, sodass die Zustellung in der Praxis häufig über die im
Übereinkommen vorgesehenen Kanäle erfolgen kann.24

Die VAE sind allerdings nicht Vertragspartei. Auch ein sons-
tiges bi- oder multilaterales Abkommen zwischen den
VAE25 und Deutschland existiert hinsichtlich der Zustellung
gerichtlicher Schriftstücke nicht.

In solchen Fällen richtet sich die Zustellung nach § 183
Abs. 3 ZPO. Danach erfolgt die Zustellung vorbehaltlich
des Absatzes 4 auf Ersuchen des Vorsitzenden des Prozess-
gerichts durch die Behörden des ausländischen Staates.
Mangels zwischenstaatlicher Vereinbarung kommt eine
Übermittlung nur durch völkerrechtlich entgegenkom-
mende Praxis in Betracht, welche eine große Anzahl von
Staaten de facto ausübt.26 Nach den Vorschriften der Rechts-
hilfeordnung für Zivilsachen nimmt die zuständige deutsche
Auslandsvertretung die Zustellung nicht selbst vor, sondern
vermittelt diese über das Außenministerium des Empfangs-
staats an die dort zuständigen Stellen zur Ausführung.27

Vorausgesetzt wird, dass die Drittstaaten ein derartiges Ersu-
chen auch tatsächlich innerhalb angemessener Zeit erledi-
gen.28 Ist dies nicht zu erwarten, dürfen gemäß § 183 Abs. 4
Nr. 1 ZPO auch deutsche Auslandsvertretungen für Zustel-
lungen in Anspruch genommen werden.

b) Zeitverzögerungen im Kontext der Zustellung

In der Praxis ist in der Regel mit (teils erheblichen) Zeitver-
zögerungen zu rechnen. Die Zustellung über das HZÜ in
Drittstaaten kann unter Umständen mehrere Monate in An-
spruch nehmen.29 Gleiches gilt erst recht bei ungeregelten
Zustellungen gemäß § 183 Abs. 3 ZPO. Dies kann strategi-
sche Bedeutung haben, da während der Zustellung noch
keine Rechtshängigkeit eintritt (jedenfalls nach deutschem
Verständnis). Während also versucht wird, die Klage im
Ausland zuzustellen, hat die Gegenseite ausreichend Zeit,
ihrerseits ein Klageverfahren (in Deutschland) anhängig zu
machen.

c) Praktische Empfehlungen

Prozessstrategisch empfiehlt sich daher eine enge Abstim-
mung mit dem zuständigen Gericht über den gewählten Zu-
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19 Bach, ZPO BeckOK, 60. Edition, § 328 Rn. 34.
20 Vgl. Reuß, JURA 2009, 1, 4 f.
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29 Siehe zum Verfahrensablauf bspw. den Sachverhalt, der der Entschei-

dung des OLG Schleswig, Urteil v. 15.2.2007 – 5 U 59/06 zugrunde lag.



stellungsweg. In manchen Fällen kann eine alternative Zu-
stellung (z.B. über einen Bevollmächtigten vor Ort) schnel-
ler sein. Zudem sollte der Zustellungsvorgang sorgfältig do-
kumentiert werden, um die Priorität gegenüber einem even-
tuellen Parallelverfahren nachweisen zu können.

d) Abweichende Bewertung der Rechtshängigkeit nach
ausländischem Verfahrensrecht

Der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit kann im jeweiligen na-
tionalen Prozessrecht durchaus unterschiedlich bestimmt
werden. In Deutschland tritt Rechtshängigkeit – wie soeben
erläutert – mit Zustellung der Klage ein. In Drittstaaten kön-
nen abweichende Regelungen gelten.30 Eine zeitliche Dis-
krepanz kann in der Praxis zu Unsicherheiten über die Prio-
ritätsfrage führen und unterstreicht die Bedeutung einer ra-
schen Verfahrenseinleitung. Es ist sicherzustellen, dass die
Zustellung im Ausland in Übereinstimmung mit dem Ver-
fahrensrecht tatsächlich ordnungsgemäß erfolgt, um die
Rechtshängigkeit (jedenfalls nach deutschem Verständnis)
zu begründen.

Je nach Rechtslage im betreffenden ausländischen Staat
mag die Rechtshängigkeit und deren Wirkungen abwei-
chend von der deutschen Rechtslage beurteilt werden. Es
kann also durchaus sein, dass ein ausländisches Gericht eine
später erhobene Klage vor Ort für zulässig erachtet, auch
wenn nach deutschem Rechtsverständnis die Sperrwirkung
anderweitiger Rechtshängigkeit besteht. Wie bereits darge-
stellt, kann dies im Unterliegensfalle jedoch der Anerken-
nung des ausländischen Urteils in Deutschland entgegenste-
hen.

3. Feststellungsinteresse als Voraussetzung
der negativen Feststellungsklage

Die Verhinderung bzw. Abwehr einer Leistungsklage im
Ausland durch die Erhebung einer negativen Feststellungs-
klage im Inland ist nur unter weiteren Voraussetzungen er-
folgversprechend. Zentrales Zulässigkeitskriterium einer
negativen Feststellungsklage ist das Bestehen eines Feststel-
lungsinteresses gemäß § 256 Abs. 1 ZPO.31

Das Feststellungsinteresse ist Prozessvoraussetzung und da-
mit von Amts wegen zu prüfen.32 Dabei ist der Grundsatz
der Subsidiarität der Feststellungsklage gegenüber der Leis-
tungsklage zu beachten. Für eine positive Feststellungsklage
fehlt nach allgemeiner Meinung das Feststellungsinteresse,
wenn der Kläger dasselbe Ziel mit einer Klage auf Leistung
erreichen kann.33 Bei der negativen Feststellungsklage ist
dieser Subsidiaritätsgrundsatz modifiziert: Der potenzielle
Schuldner muss nicht warten, bis der Gläubiger Klage er-
hebt, sondern kann seinerseits präventiv die Feststellung be-
gehren, dass die behauptete Forderung nicht besteht. Dies ist
anerkannt, wenn ein berechtigtes Feststellungsinteresse vor-
liegt.34 Dieses liegt vor, wenn der Gegner sich eines An-
spruchs berühmt, also behauptet, einen Anspruch zu haben,
oder wenn eine konkrete Klageandrohung vorliegt.35 Im
Kontext von Kaufverträgen dient die negative Feststellungs-
klage oftmals der Abwehr unberechtigter Zahlungsaufforde-
rungen, da der vermeintliche Schuldner infolge der Erhe-
bung der negativen Feststellungsklage feststellen lassen
kann, dass eine Pflicht zur Zahlung nicht besteht.

In der Praxis ist es üblich, dass der potenzielle Kläger einer
negativen Feststellungsklage den Gegner zunächst auffor-
dert, schriftlich zu erklären, die Forderung nicht mehr gel-

tend zu machen, also sich der Forderung nicht mehr zu be-
rühmen. Diese Vorgehensweise dient der Absicherung des
Feststellungsinteresses. Gibt der Gläubiger eine solche Er-
klärung nicht ab, ist das Feststellungsinteresse mit hoher
Wahrscheinlichkeit gegeben.

Im Kontext der negativen Feststellungsklage ist die Unter-
scheidung zwischen prozessualer Zulässigkeit und materiel-
ler Begründetheit wichtig. Das Vorliegen des Feststellungs-
interesses führt lediglich zur Zulässigkeit der Klage. Über
die Begründetheit – also die Frage, ob die Forderung tat-
sächlich besteht – sagt das Bestehen eines Feststellungsin-
teresses demgegenüber noch nichts aus.

4. Wegfall des Feststellungsinteresses infolge
Erhebung einer positiven Leistungsklage durch
den Beklagten

Erhebt bspw. der ausländische Schuldner eine negative Fest-
stellungsklage vor deutschen Gerichten, könnte sich der in-
ländische Gläubiger prozessstrategisch dagegen „verteidi-
gen“, indem er seinerseits den eigenen Anspruch in Form ei-
ner positiven Leistungsklage geltend macht. Erhebt der Geg-
ner eine gegenteilige positive Leistungsklage, verliert der
Kläger das Feststellungsinteresse an der negativen Feststel-
lungsklage, sobald die positive Leistungsklage nicht mehr
einseitig zurückgenommen werden kann.36

Prozessstrategisch dürfte es häufig geboten sein, dass der
Gläubiger diese Leistungsklage nicht vor deutschen Gerich-
ten, sondern vor den Gerichten am Sitz des ausländischen
Schuldners erhebt, wo eine Vollstreckung gegen den Schuld-
ner tatsächlich möglich wäre und erfolgsversprechend er-
scheint, da zumeist auch die Vermögensgegenstände des
ausländischen Schuldners in dessen Heimatjurisdiktion be-
legen sind. Insofern ist jedoch zunächst zu prüfen, ob die Er-
hebung einer negativen Feststellungsklage in Deutschland
durch den ausländischen Vertragspartner der Zulässigkeit ei-
ner nachgeschalteten, im Grunde spiegelbildlichen Leis-
tungsklage des deutschen Unternehmens im Drittstaat ent-
gegenstünde.

Im deutschen innerstaatlichen Kontext führt die Rechtshän-
gigkeit einer Klage grundsätzlich zur Unzulässigkeit einer
weiteren Klage in derselben Sache (§ 261 Abs. 3 Nr. 1
ZPO). Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs
genießt die Leistungsklage gegenüber der negativen Fest-
stellungsklage im Grundsatz Vorrang und eine negative
Feststellungsklage begründet keine Rechtshängigkeitssperre
für eine später erhobene Leistungsklage.37 Sinn des Vorrangs
ist es, widerstreitende gerichtliche Entscheidungen ebenso
wie mehrere parallele Verfahren über denselben Streitge-
genstand u.a. im Sinne der Prozessökonomie zu vermei-
den.38 Decken sich die Streitgegenstände, so entfällt mit der

588 RIW 9/2026 Frank-Fahle/Trost/Heinrich, Die negative Feststellungsklage als prozessuale Strategie

30 Reuß, JURA 2009, 1, 5.
31 Dies ergibt sich bereits aus dem Wortlaut des § 256 Abs. 1 ZPO: „Auf

Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnis-
ses, auf Anerkennung einer Urkunde oder auf Feststellung ihrer Unecht-
heit kann Klage erhoben werden, wenn der Kläger ein rechtliches Inte-
resse daran hat, dass das Rechtsverhältnis oder die Echtheit oder
Unechtheit der Urkunde durch richterliche Entscheidung alsbald festge-
stellt werde.“

32 Bacher, ZPO BeckOK, 60. Edition, § 256 Rn. 16.
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34 Bacher, ZPO BeckOK, 60. Edition, § 256 Rn. 10.
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38 RGZ 151, 65; BGHZ 99, 340.



Leistungsklage – sobald diese nicht mehr einseitig zurück-
genommen werden kann – grundsätzlich das
Feststellungsinteresse.39 Die Rechtshängigkeit einer negati-
ven Feststellungsklage hindert die Zulässigkeit einer spie-
gelbildlichen Leistungsklage also im Grundsatz (d.h. vorbe-
haltlich anerkannter Ausnahmen) nicht und zwar auch dann
nicht, wenn diese vor einem anderen Gericht erhoben wird.40

Wichtige Voraussetzung für die Subsidiarität einer zuerst
rechtshängigen negativen Feststellungsklage ist, dass mit
der Leistungsklage ein Sachurteil erwirkt werden kann.41

Dies bedeutet für die dargestellte Konstellation: Selbst wenn
der ausländische Vertragspartner vor deutschen Gerichten
eine negative Feststellungsklage erhebt, kann das deutsche
Unternehmen – jedenfalls aus deutscher Perspektive – den-
noch eine Leistungsklage auf Zahlung erheben. Die deut-
sche negative Feststellungsklage entfaltet insoweit aus deut-
scher Perspektive grundsätzlich keine rechtshindernde
Sperrwirkung, da die Leistungsklage zusätzlich eine Voll-
streckungsmöglichkeit zur Folge hat, die über die bloße
Feststellung hinausgeht und daher einen anderen Klagantrag
hat.42 Infolge der Rechtshängigkeit der Leistungsklage ent-
fällt regelmäßig das Rechtsschutzbedürfnis für den Feststel-
lungsantrag und die negative Feststellungsklage wird unzu-
lässig.43 Das deutsche Unternehmen könnte also in der Regel
vor einem deutschen Gericht Leistungsklage einreichen. Zu
prüfen wäre indes noch, ob auch das am Sitz des Vertrags-
partners geltende Verfahrensrecht zu demselben Ergebnis
führt und dem deutschen Unternehmen es infolgedessen auf-
grund der Gerichtsstandsklausel mit Öffnungsklausel mög-
lich wäre, auch dort erfolgreich eine zulässige Leistungskla-
ge zu erheben, welche das Feststellungsinteresse der zuvor
erhobenen negativen Feststellungsklage entfallen ließe.

Anders verhält es sich, wenn beide Parteien Leistungsklagen
erheben. Sobald eine positive Leistungsklage rechtshängig
ist, hat dies nach deutschem Recht die Wirkung, dass eine spä-
ter an einem anderen Gericht erhobene weitere Leistungskla-
ge mit identischem Streitgegenstand wegen anderweitiger
Rechtshängigkeit gemäß § 261 Abs. 3 Nr. 1 ZPO unzulässig
ist. Dieser Grundsatz gilt prinzipiell auch international, setzt
aber voraus, dass die Entscheidungen der Gerichte des Dritt-
staates in Deutschland anerkannt und vollstreckt werden kön-
nen.44 Es kommt also auch insoweit auf diewechselseitige Re-
ziprozität an, die im Einzelfall zu prüfen ist.

Sofern die wechselseitige Anerkennung nicht gewährleistet
ist, folgt daraus: Eine in Deutschland erhobene Leistungs-
klage würde in vielen Fällen keine Sperrwirkung für ein Ver-
fahren im Drittstaat entfalten. Umgekehrt würde eine zuerst
im Drittstaat erhobene Leistungsklage auch in Deutschland
keine Sperrwirkung verursachen.

5. Richterlicher Ermessensspielraum im Drittstaat

Einschränkend ist allerdings anzumerken, dass die Gerichte
in Drittstaaten in diesem Kontext einen gewissen Ermes-
sensspielraum haben können. Es besteht daher bei Anhän-
gigkeit einer negativen Feststellungsklage in Deutschland
ein Restrisiko, dass ein drittstaatliches Gericht ein Verfahren
zumindest bis zur Klärung der Rechtslage in Deutschland
aussetzt, ohne das ausländische Verfahren von vornherein
für unzulässig zu erklären. Dieses Risiko kann durch strate-
gische Priorität minimiert werden: Wenn es dem deutschen
Unternehmen als Gläubiger gelingt, zuerst im Drittstaat zu
klagen, bevor der ausländische Schuldner die negative Fest-
stellungsklage in Deutschland erhebt, könnte dies die pro-

zessuale Ausgangssituation des deutschen Unternehmens
erheblich stärken (First-Mover-Effekt – auch First Mover
Advantage genannt) und zudem das Restrisiko einer mögli-
chen Verfahrensunterbrechung beseitigen.

6. Rechtshängigkeits- und res-iudicata-Gefahr

Problematisch werden parallele Verfahren insbesondere
dann, wenn die beteiligten Gerichte zu divergierenden Ent-
scheidungen gelangen. Während ein deutsches Gericht das
Nichtbestehen der geltend gemachten Forderung feststellt,
kann ein Gericht eines Drittstaats den Beklagten zur Zahlung
derselben Forderung verurteilen. Die Bindungswirkung (res
iudicata) solcher widersprüchlicher Urteile ist nach deut-
schem und drittstaatlichem Prozessrecht ggf. unterschiedlich
zu beurteilen. Deutsche Gerichte würden ein drittstaatliches
Urteil mangels Anerkennungsvoraussetzungen häufig nicht
als bindend ansehen. Umgekehrt gilt vielfach dasselbe für
drittstaatliche Gerichte hinsichtlich deutscher Urteile.45

VI. Missbrauchsgrenzen und Torpedoklagen
in Drittstaaten

1. Torpedo-Strategie

Im europäischen Zivilprozessrecht ist die so genannte Tor-
pedo-Klage bekannt. Dabei erhebt eine Partei gezielt eine
negative Feststellungsklage in einem EU-Mitgliedstaat –
häufig in einer Jurisdiktion mit besonders langen Verfah-
rensdauern –, um eine bereits erwartete Leistungsklage der
Gegenseite in einem anderen, regelmäßig effizienteren EU-
Mitgliedstaat zu blockieren oder zumindest erheblich zu
verzögern.46 Die Auswahl unter mehreren Gerichtsständen
(forum shopping) erlaubt es dem potenziell Beklagten, die
Vorteile des am gewählten Gerichtstand geltenden Rechts-
systems zu nutzen. Innerhalb der EU gilt das Prioritätsprin-
zip47. Gemäß Art. 29 Abs. 1 Brüssel-Ia-VO setzt das später
angerufene Gericht das Verfahren von Amts wegen aus, bis
die Zuständigkeit des zuerst angerufenen Gerichts feststeht.
Sobald die Zuständigkeit des zuerst angerufenen Gerichts
feststeht, erklärt sich das später angerufene Gericht zuguns-
ten dieses Gerichts gemäß Art. 29 Abs. 3 Brüssel-Ia-VO für
unzuständig. Dies kann zu prozessualen Verzögerungen füh-
ren, wenn gezielt langsame Gerichte angerufen werden. Die
Rechtshängigkeitssperre besteht dabei grundsätzlich unab-
hängig von der Dauer des ausländischen Verfahrens, auch
wenn dieses ausgesetzt ist oder sonst nicht betrieben wird.
Zwar wird darauf verwiesen, dass neben Art. 29 Brüssel-Ia-
VO auch Art. 6 Abs. 1 EMRK mit seiner Garantie eines
Rechtsschutzes „innerhalb einer angemessenen Frist“ zu be-
achten sei, sodass die Rechtshängigkeitssperre in Extremfäl-
len entfallen müsse.48 Der EuGH hat aber 2003 im Urteil
Gasser/MISAT49 entschieden, dass die Rechtshängigkeits-
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sperre aus Gründen der Gleichheit der Justizgewährung in
den EU-Mitgliedstaaten und aus Gründen der Rechtssicher-
heit zeitlich unbefristet zu beachten sei.50

Im Falle ausschließlicher Gerichtsstandsvereinbarungen
greift indes im Geltungsbereich der Brüssel-Ia-VO ein ver-
besserter Schutz gegen Torpedoklagen, da bei einer aus-
schließlichen Gerichtsstandsvereinbarung das Prioritäts-
prinzip nicht durchgreift: Bei Anrufung eines gemäß einer
Gerichtsstandsvereinbarung ausschließlich zuständigen Ge-
richts ist ein zuvor angerufenes anderes Gericht zur Ausset-
zung des Torpedoverfahrens verpflichtet bis das ausschließ-
lich zuständige Gericht über seine Zuständigkeit entschie-
den hat (Art. 31 Abs. 2 Brüssel-Ia-VO).

2. Übertragung auf Drittstaaten

Die Torpedo-Problematik stellt sich im Drittstaatverhältnis
anders dar, da es kein harmonisiertes Prioritätsprinzip gibt.
Theoretisch könnte bspw. der ausländische Schuldner versu-
chen, durch Erhebung einer negativen Feststellungsklage in
Deutschland den deutschen Gläubiger zu einem Verfahren zu
zwingen, das für diesen letztlich wertlos ist. Dies entspricht
funktional einer Torpedo-Strategie. Allerdings entfaltet
diese Strategie im Verhältnis zu Drittstaaten regelmäßig
nicht dieselbe Sperrwirkung wie innerhalb der Europäischen
Union. Aufgrund der Gerichtsstandsvereinbarung mit Öff-
nungsklausel kann der deutsche Gläubiger seine Leistungs-
klage regelmäßig parallel vor den Gerichten des Drittstaats
erheben. Der taktische Nutzen einer negativen Feststellungs-
klage wird dadurch erheblich eingeschränkt und beschränkt
sich häufig auf die Verursachung zusätzlicher Verfahrens-
kosten. Besteht zwischen den Parteien ein erhebliches wirt-
schaftliches Ungleichgewicht, kann eine solche Vorgehens-
weise gleichwohl von strategischem Interesse sein. Für die
wirtschaftlich stärkere Partei können die zusätzlichen Kosten
unerheblich sein, während sie die finanzschwächere Partei
unter erheblichen wirtschaftlichen Druck setzen und zu ei-
nem für sie nachteiligen Vergleich bewegen können.

3. Missbrauchskontrolle

Deutsche Gerichte können Klagen, die rechtsmissbräuchlich
erhoben werden, als unzulässig abweisen. Die Rspr. hat un-
ter bestimmten Voraussetzungen das Anrufen des Gerichts,
also das Ausüben der Klagebefugnis durch eine Partei, nach
§ 242 BGB für unzulässig erklärt.51 Das kann beispielsweise
bei einer Zweckentfremdung des gerichtlichen Verfahrens
der Fall sein.52 Die Voraussetzungen sind allerdings sehr
streng.53 Denn der Zugang zu den Gerichten und der effekti-
ve Rechtsschutz sind als Grundrechte durch Art. 19 Abs. 4,
20 Abs. 3 GG i.V. mit Art. 2 Abs. 1 GG und durch Art. 6
Abs. 1 EMRK gewährleistet.54

Umgekehrt kann das in der EU grundsätzlich geltende Prio-
ritätsprinzip ausnahmsweise durchbrochen werden, wenn
die Torpedoklage bei einem offensichtlich unzuständigen
(langsamen) Gericht eingereicht wurde und Schutzrechte
mit nur kurzer Schutzfrist betroffen sind.55

VII. Vertragsgestaltung mit Partnern im Nicht-
EU-Ausland

1. Stärkere Betonung ausschließlicher
Gerichtsstände

Praktische Erfahrungen zeigen, dass asymmetrische Ge-
richtsstandsvereinbarungen mit Öffnungsklauseln zwar

deutschen Unternehmen Flexibilität bieten, aber auch zu
komplexen und teuren Parallelverfahren führen können.

2. Schiedsvereinbarungen

Vorzugswürdiger kann im Einzelfall die Vereinbarung einer
Schiedsklausel sein. Schiedssprüche sind aufgrund des New
Yorker Übereinkommens von 1958 in der Regel weitaus
leichter international vollstreckbar als staatliche Gerichtsur-
teile, für die es ein vergleichbares Abkommen nicht gibt.
Viele Drittstaaten sind Vertragsparteien des Übereinkom-
mens, so auch Deutschland und die VAE. Allerdings ist da-
bei zu bedenken, dass damit auch der Gegenseite ein voll-
streckbarer Titel verschafft werden kann.

3. Benennung eines Zustellungsbevollmächtigten

Darüber hinaus sollte zur Vermeidung von Rechtsunsicher-
heiten und erheblichen Verfahrensverzögerungen erwogen
werden, im jeweils anderen Land einen Zustellungsbevoll-
mächtigten zu benennen. Auf diese Weise kann sicherge-
stellt werden, dass die Zustellung nach dem jeweiligen na-
tionalen Recht bewirkt werden kann. Die teils extrem zeit-
aufwendige internationale Zustellung unter Zuhilfenahme
diplomatischer Kanäle kann so vermieden werden.

VIII. Fazit und Handlungsempfehlungen

Die negative Feststellungsklage ist im Verhältnis zu Dritt-
staaten ein prozesstaktisches Instrument mit begrenzter
Reichweite. Sie kann den Druck auf den Gläubiger erhöhen,
indem sie ihn in ein weiteres Verfahren zwingt, dessen prak-
tischer Nutzen – abhängig von den betroffenen Rechtsord-
nungen – mitunter gering sein kann. Anders als im Anwen-
dungsbereich der Brüssel-Ia-Verordnung entfaltet sie im
Drittstaatenverhältnis jedoch regelmäßig keine Sperrwir-
kung gegenüber einer parallel erhobenen Leistungsklage.
Besteht zugunsten des Gläubigers zudem eine Gerichts-
standsvereinbarung mit Öffnungsklausel, kann dieser seine
Ansprüche grundsätzlich weiterhin vor den Gerichten des
vollstreckungsrelevanten Staates geltend machen.

Für deutsche Unternehmen in der Position des Gläubigers
ergeben sich hieraus insbesondere folgende Handlungsemp-
fehlungen:

1. Frühzeitige Erhebung einer Leistungsklage im vollstre-
ckungsrelevanten Forum, insbesondere vor den Gerich-
ten am Sitz des Schuldners, um den prozessualen Zeit-
vorsprung zu sichern und das verbleibende Risiko verfah-
rensrechtlicher Verzögerungen möglichst gering zu hal-
ten.

2. Konsequente Verteidigung gegen eine parallel erhobene
negative Feststellungsklage in Deutschland, um den Er-
lass eines Feststellungsurteils mit möglichen präjudiziel-
len Auswirkungen zu verhindern.

3. Lückenlose Dokumentation sämtlicher Verfahrens-
schritte und Zustellungsvorgänge, um den zeitlichen Ab-
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lauf und die Priorität der jeweiligen Verfahren im Streit-
fall eindeutig nachweisen zu können.

4. Prüfung einer außergerichtlichen Streitbeilegung, da par-
allele Verfahren in unterschiedlichen Jurisdiktionen re-
gelmäßig mit erheblichen Kosten, erheblichem Zeitauf-
wand und prozessualen Unsicherheiten verbunden sind
und deshalb häufig ein beiderseitiges Interesse an einer
wirtschaftlich sinnvollen Lösung besteht.

Für Unternehmen in der Position des Schuldners zeigt sich
umgekehrt, dass die negative Feststellungsklage zwar als
prozesstaktisches Druckmittel eingesetzt werden kann, eine
erfolgreiche Leistungsklage der Gegenseite im vollstre-
ckungsrelevanten Forum jedoch regelmäßig nicht verhin-
dert, sofern eine Gerichtsstandsvereinbarung mit Öffnungs-
klausel besteht. Ihre praktische Bedeutung liegt daher vor al-
lem darin, die Verhandlungs- und Vergleichsbereitschaft der
Gegenseite zu beeinflussen.

Aus Sicht der Vertragsgestaltung empfiehlt es sich schließ-
lich, bei Vertragsbeziehungen mit Drittstaatsbezug bereits
im Vorfeld die Vor- und Nachteile verschiedener Streitbeile-
gungsmechanismen sorgfältig abzuwägen. In vielen Fällen
kann der Abschluss einer Schiedsvereinbarung gegenüber
einer Gerichtsstandsvereinbarung vorzugswürdig sein, da
Schiedssprüche aufgrund des New Yorker Übereinkommens
in einer Vielzahl von Staaten einfacher und verlässlicher
vollstreckt werden können als staatliche Urteile.
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Länderreport Taiwan
I. Rechtlicher, politischer und wirtschaft-

licher Hintergrund

Taiwan, das sich nach seiner Verfassung „Republik China“
nennt, ist eine Demokratie mit rechtsstaatlichen Strukturen.
In den einschlägigen internationalen Rankings zu Demokra-
tie, Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit befindet sich
Taiwan regelmäßig in der Nähe der DACH-Länder und auf
den vordersten Plätzen in Asien.

Die meisten Staaten erkennen Taiwan nicht als eigenständi-
gen Staat an, weil sie sonst keine diplomatischen Beziehun-
gen zur Volksrepublik China unterhalten könnten (Ein-Chi-
na-Politik). Dennoch gibt es in der Hauptstadt Taipeh Ver-
tretungen zahlreicher Staaten, die zwar nicht als Botschaften
bezeichnet werden, aber faktisch wie solche agieren. Auf-
grund des chinesischen Widerstandes ist Taiwan kein Mit-
glied der meisten internationalen Organisationen mit Aus-
nahme der Welthandelsorganisation (WTO).

Die Rechtsordnung Taiwans ist von der chinesischen ge-
trennt. Sie weist historisch starke Bezüge zum japanischen
und schweizerischen, vor allem aber zum deutschen Recht
auf, was deutschen Juristen den Einstieg erleichtert. Dane-

ben ist vor allem das Wirtschaftsrecht in den vergangenen
Jahrzehnten zunehmend durch das US-amerikanische Recht
geprägt worden.

Taiwan ist eine hochentwickelte, stark exportorientierte
Volkswirtschaft. 2025 verzeichnete Taiwan ein BIP-Wachs-
tum von 8,7%. Mit TSMC sitzt der Weltführer der Halblei-
terfertigung in Taiwan – und mit ihm ein ganzes Hochtech-
nologie-Ökosystem, dem das Wirtschaftswachstum maß-
geblich zu verdanken ist. Daneben zeichnet sich die taiwani-
sche Wirtschaft durch eine große Anzahl kleiner und mittel-
ständischer Unternehmen mit vielen hidden champions aus.
Die wirtschaftliche Dynamik zeigt sich jedoch zunehmend
zweigeteilt: Während der High-Tech-Sektor boomt, wach-
sen traditionelle Industriezweige deutlich moderater.

II. Rechtliche Entwicklungen

Wichtige Entwicklungen im taiwanischen Recht hat es im
vergangenen Jahr im Arbeitsrecht (1.), bei der Zuwanderung
ausländischer Fachkräfte (2.) und im digitalen Bereich (3.)
gegeben. Auch im Umweltrecht gab und gibt es gewichtige
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